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Beschlussvorschlag

Die Bürgerschaft der Universitäts- und Hansestadt Greifswald beschließt:
 
1. Der Jahresabschluss zum 31.12.2018 des Abwasserwerkes Greifswald – 

Eigenbetrieb der Universitäts- und Hansestadt Greifswald – bestehend aus 
Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Anhang und Lagebericht wird mit 
 
einer Bilanzsumme von 64.217.118,58 €
einem Eigenkapital von 13.638.720,49 €
und einem Jahresüberschuss von 582.918,25 €
festgestellt.

 
2. Aus dem Jahresüberschuss werden
 

a) der zweckgebundenen Rücklage 305.000 € zugeführt,

b) 272.252,81 € an den Haushalt der Universitäts- und Hansestadt 
Greifswald abgeführt.

c) Der Restbetrag in Höhe von 5.665, 44 € wird auf neue Rechnung 
vorgetragen.

 
3. Der Lagebericht 2018 wird genehmigt. Der Betriebsleitung wird für das 

Geschäftsjahr 2018 Entlastung erteilt.

4. Die Bürgerschaft nimmt die Beauftragung der Ebner Stolz 
Wirtschaftsprüfer Steuerberater Rechtsanwälte Partnerschaft mbH (Sitz in 
Hamburg) mit der Prüfung des Jahresabschlusses 2019 des 
Abwasserwerkes zu Kenntnis.



Sachdarstellung

Laut Eigenbetriebssatzung des Abwasserwerkes Greifswald ist der geprüfte 
Jahresabschluss, der Lagebericht, die Verwendung des Jahresgewinns sowie die 
Entlastung der Betriebsleitung durch die Bürgerschaft festzustellen. Bei der 
Aufstellung des Jahresabschlusses des Eigenbetriebes wurden die Formulare 
entsprechend der Eigenbetriebsverordnung M-V verwendet. 
 
Der Jahresabschluss 2018 ist von der Ebner Stolz Wirtschaftsprüfer Steuerberater 
Rechtsanwälte Partnerschaft mbH (Sitz in Hamburg) mit einem 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen worden. Prüfungen der 
Ordnungsmäßigkeit der Betriebsleitung nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz 
haben zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Das Abwasserwerk Greifswald schließt das Jahr 2018 mit einem Jahresüberschuss 
in Höhe von 582.918,25 € ab. Im Vergleich zum Wirtschaftsplan ergibt sich eine 
Differenz von 0 T€. Der Soll-/Ist-Vergleich zum Wirtschaftsplan 2018 (Finanz- und 
Erfolgsplan) ist als Anlage 1 dem Beschluss beigefügt. 
 
Die Zuführung zur zweckgebundenen Rücklage in Höhe von 305 T€ basiert auf 
dem Beschluss der Bürgerschaft B319-21/06 vom 06.11.2006. Sie ergibt sich der 
Höhe nach aus den Auflösungsbeträgen der Zuschüsse und Abwasserabgabe.
 
Die Abwassergebühren für 2018 (Beschluss Nr. B476-17/16 vom 19.12.2016) 
enthalten eine Eigenkapitalverzinsung von 4 %. Eine Eigenkapitalentnahme in 
Höhe der Eigenkapitalverzinsung soll grundsätzlich nur dann vorgenommen 
werden, wenn auch nach der Ausschüttung noch ausreichend Eigenkapital beim 
Eigenbetrieb verbleibt (vgl. § 12 (1) S. 3 EigVO M-V). Unter Berücksichtigung der 
um die Baukostenzuschüsse und die Sonderposten gekürzten Bilanzsumme 
ergibt sich zum 31.12.2018 eine Eigenkapitalquote von 26,5 %. Damit bewegt 
sich die Eigenkapitalausstattung des AWG unterhalb der in der 
Verwaltungsvorschrift zur Eigenbetriebsverordnung (EigVOVV) empfohlenen 
Quote von 30 %, die allerdings nicht als starre Grenze zu verstehen ist. Gemäß 
Punkt 11.3 EigVOVV, sollte zwar eine Eigenkapitalquote von 30 % angestrebt 
werden. Ab welcher Höhe das Eigenkapital als angemessen anzusehen ist, lässt 
sich aber nicht generell festlegen. 
 
Der Landesrechnungshof Mecklenburg-Vorpommern hat diese Anschauung im 
Zusammenhang mit der Novellierung der EigVO im Jahr 2017 aufgegriffen und 
verzichtet in seinem aktuellen Grundwerk auf Vorgaben zur 
Eigenkapitalausstattung. Davor vertrat der LRH regelmäßig die Auffassung, dass 
eine Eigenkapitalquote von 30 % bei Eigenbetrieben dringend erforderlich ist, um 
etwaigen Risiken aus künftigen  Verpflichtungen begegnen zu können. 
 
Die Prognosen des AWG gehen davon aus, dass in den nächsten Jahren - 
aufgrund umfangreicher Investitionstätigkeit - das Eigenkapital im Eigenbetrieb 
verbleiben muss. 

Die geplante Ausschüttung an den Kernhaushalt in Höhe von 272 T€ im Jahr 2019 
als Beitrag zur Umsetzung der Haushaltsplanung ist daher vorerst als einmalig zu 
betrachten. In den kommenden Wirtschaftsjahren soll die Eigenkapitalverzinsung 
im Eigenbetrieb verbleiben, um die Eigenkapitalquote zu stärken. Eine 
Ausschüttung ist im Kernhaushalt für die nächsten Haushaltsjahre nicht 
eingeplant.
 
Weitergehende Erläuterungen zum Jahresabschluss sind der Beschlussvorlage als 
Anlagen beigefügt.



Der Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 kann in der 
Bürgerschaftskanzlei oder im Abwasserwerk, Gützkower Landstraße 19 - 21 in 
17489 Greifswald eingesehen werden. 

Finanzielle Auswirkungen

Haushalt Haushaltsrechtliche Auswirkungen 
(Ja oder Nein)? HHJahr

Ergebnishaushalt Ja 2018
Finanzhaushalt Ja 2019

 
 Teil-

haushalt
Produkt/Sachkonto/

Untersachkonto Bezeichnung Betrag in €

1
11 62300- 47600000 Finanzerträge aus 

Sondervermögen mit 
Sonderrechnung- Gewinn 

AWG

582.918,25

 
 HHJahr Planansatz

HHJahr in € gebunden in € Über-/ Unterdeckung 
nach Finanzierung in €

1 2018 582.600  +318,25
 

 Teil-
haushalt

Produkt/Sachkonto/
Untersachkonto Bezeichnung Betrag in €

1
11 62300-67600000 Finanzeinzahlungen aus 

Sondervermögen mit 
Sonderrechnung- 

Gewinnanteile AWG 

272.252,81

 
 HHJahr Planansatz

HHJahr in € gebunden in € Über-/ Unterdeckung 
nach Finanzierung in €

1 2019 272.000  +252,81
 
Im Finanzhaushalt 2019 ist im Teilhaushalt 11 die Abführung in Höhe der 
Eigenkapitalverzinsung geplant. Nach der derzeitig gültigen Gebührensatzung 
beträgt diese 4 % und ergibt sich wie folgt:
 

   Anzahl Tage
 Verzinsung- 

4%
Stammkapital 30.000,00 € 360 1.200,00
Allgem. Rücklage 6.776.320,19 € 360 271.052,81
Summe   272.252,81

 
Folgekosten (Ja oder Nein)? Nein

Anlage/n
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Jahresabschluss und Lagebericht

für das Geschäftsjahr 2018

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

Abwasserwerk Greifswald

- Eigenbetrieb der Universitäts- und

  Hansestadt Greifswald -

Greifswald





Ebner Stolz GmbH & Co. KG

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  Steuerberatungsgesellschaft
Hamburg

Jahresabschluss und Lagebericht

für das Geschäftsjahr 2018

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

Abwasserwerk Greifswald

- Eigenbetrieb der Universitäts- und

  Hansestadt Greifswald -

Greifswald





1. Erfolgsplan
Planansatz Ist-Ergebnis Abweichung

TEUR TEUR TEUR

Umsatzerlöse 8.586 8.506 -80
Aktivierte Eigenleistungen 88 124 36
Sonstige betriebliche Erträge 32 626 594
Materialaufwand 2.723 2.683 -40
Personalaufwand 2.048 2.038 -10
Abschreibungen 2.387 2.374 -13
Erträge aus Auflösung Sonderposten -929 -941 -12
Sonstige betriebliche Aufwendungen 1.405 2.033 628
Finanzergebnis -484 -483 1

Ergebnis nach Steuern 588 586 -2
Sonstige Steuern 5 3 2

Jahresüberschuss 583 583 0

Abwasserwerk Greifswald, Greifswald

Soll-/Ist-Vergleich zum Wirtschaftsplan
(Erfolgsplan) für das Geschäftsjahr

vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018



2. Finanzplan
Planansatz Ist-Ergebnis Abweichung

TEUR TEUR TEUR

Periodenergebnis 583 583 0
+/- Abschreibungen/Zuschreibungen auf immaterielle

Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und
Gegenstände des Sachanlagevermögens 2.387 2.374 -13

+/- Auflösung/Zuschreibungen auf Sonderposten zum Anlagevermögen -929 -942 -13
+/- Zunahme/Abnahme der Rückstellungen -415 -36 379
-/+ Gewinn/Verlust aus dem Abgang von Gegenständen

des Anlagevermögens 0 -38 -38
-/+ Zunahme/Abnahme der Vorräte, der Forderungen aus Lieferungen

und Leistungen sowie anderer Aktiva 0 21 21
+/- Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus

Lieferungen und Leistungen sowie anderer Passiva 0 994 994
-/+ negatives Zinsergebnis/positives Zinsergebnis 484 483 -1

Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 2.110 3.439 1.329

+ Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des
Sachanlagevermögens und des immat. Sachanlagevermögens 0 97 97

- Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen
und in das immaterielle Anlagevermögen -7.975 -8.037 -62

Cashflow aus der Investitionstätigkeit -7.975 -7.940 35

+ Einzahlungen aus der Aufnahme von Investitionskrediten 4.000 2.000 -2.000
- Auszahlungen aus der Tilgung von Investitionskrediten -1.434 -1.368 66
+ Einzahlungen zum Sonderposten zum Anlagevermögen davon

empfangene Ertragszuschüsse 3.192 1.536 -1.656
- Gezahlte Zinsen -484 -466 18

Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit 5.274 1.702 -3.572

Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds -591 -2.799 -2.208
+ Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 3.584 3.389 -195

Finanzmittelfonds am Ende der Periode 2.993 590 -2.403

(Finanzplan) für das Geschäftsjahr
vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018

Abwasserwerk Greifswald, Greifswald

Soll-/Ist-Vergleich zum Wirtschaftsplan

















































vorgenom
mene

Wertberich
tigungen bis über über

2018 2017 2018 1 Jahr 1 Jahr 5 Jahre
TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 771 1.056 -42 771 0 0
- davon öffentlich-rechtliche Forderungen - 678 635 -42 678 0 0
- davon privatrechtliche Forderungen - 93 421 0 93 0 0

2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen 0 0 0 0 0 0
- davon öffentlich-rechtliche Forderungen - 0 0 0 0 0 0
- davon privatrechtliche Forderungen - 0 0 0 0 0 0

3. Forderungen gegen Untgernehmen, mit denen
ein Beteiligungsverhältnis besteht 0 0 0 0 0 0
- davon öffentlich-rechtliche Forderungen - 0 0 0 0 0 0
- davon privatrechtliche Forderungen - 0 0 0 0 0 0

4. Forderungen gegen die Universitäts-
und Hansestadt Greifswald 1.514 72 0 1.514 0 0
- davon öffentlich-rechtliche Forderungen - 252 72 0 252 0 0
- davon privatrechtliche Forderungen - 1.262 0 0 1.262 0 0

5. Sonstige Vermögensgegenstände 0 0 0 0 0 0

2.285 1.128 -42 2.285 0 0

Abwasserwerk Greifswald, Greifswald

Forderungsübersicht zum 31. Dezember 2018

Forderungen zum Ende des Wirtschaftsjahres 2018
davon mit einer Restlaufzeit

Bilanzwert



Ins- bis über über
gesamt 1 Jahr 1 Jahr 5 Jahre
TEUR TEUR TEUR TEUR

1. Verbindlichkeiten gegenüber
Kreditinstituten 31.659 1.249 30.409 25.631
(Vj.) (31.026) (1.368) (29.658) (24.822)

2. erhaltene Anzahlungen 2.134 2.134 0 0
(Vj.) (379) (379) (0) (0)

3. Verbindlichkeiten aus Lieferungen
und Leistungen 1.183 1.183 0 0
(Vj.) (903) (903) (0) (0)

4. Verbindlichkeiten gegenüber der Uni-
versitäts- und Hansestadt Greifswald 238 238 0 0
(Vj.) (65) (65) (0) (0)

5. Sonstige Verbindlichkeiten 170 170 0 0
(Vj.) (203) (203) (0) (0)

35.384 4.974 30.409 25.631

(Vj.) (32.576) (2.918) (29.658) (24.822)

davon
Restlaufzeit

Abwasserwerk Greifswald, Greifswald

Verbindlichkeitenspiegel zum 31. Dezember 2018
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Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An das Abwasserwerk Greifswald - Eigenbetrieb der Universitäts- und Hansestadt Greifs-

wald -

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss des Abwasserwerk Greifswald - Eigenbetrieb der
Universitäts- und Hansestadt Greifswald -, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezem-

ber 2018, der Gewinn- und Verlustrechnung und der Finanzrechnung für das Geschäftsjahr

vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstel-

lung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den

Lagebericht des Abwasserwerk Greifswald - Eigenbetrieb der Universität und Hansestadt

Greifswald -, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 geprüft.

Durch § 13 Abs. 3 KPG M-V wurde der Prüfungsgegenstand erweitert.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen,

für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften sowie den Vorgaben

nach §§ 11 bis 14 KPG M-V und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild

der Vermögens- und Finanzlage des Eigenbetriebs zum 31. Dezember 2018 sowie ihrer

Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 und

- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des

Eigenbetriebs. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit

dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die

Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen

gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.
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Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung

mit § 317 HGB und den §§ 11 bis 14 KPG M-V unter Beachtung der vom Institut der Wirt-

schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-

fung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist

im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses

und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind

von dem Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtli-

chen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufs-

pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung,

dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als

Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreterin und des Werksausschusses für den Jahresab-

schluss und den Lagebericht

Die gesetzliche Vertreterin ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der

den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und

den Vorgaben nach den §§ 11 bis 14 KPG M-V in allen wesentlichen Belangen entspricht,

und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungs-

mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. Ferner ist die gesetzliche Ver-

treterin verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deut-

schen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt hat, um die

Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsich-

tigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist die gesetzliche Vertreterin dafür verantwort-

lich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-

len. Des Weiteren hat sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fort-

führung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie

dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-

rung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtli-

che Gegebenheiten entgegenstehen.
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Außerdem ist die gesetzliche Vertreterin verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts,

der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen

wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzli-

chen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-

treffend darstellt. Ferner ist die gesetzliche Vertreterin verantwortlich für die Vorkehrungen

und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines

Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vor-

schriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im

Lagebericht erbringen zu können.

Der Werksausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozes-

ses des Eigenbetriebs zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-

berichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss

als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstel-

lungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigen-

betriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit

den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzli-

chen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-

treffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile

zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass

eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-

prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung

durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstel-

lungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich

angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insge-

samt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirt-

schaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische

Grundhaltung. Darüber hinaus

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab-

sichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und

führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prü-

fungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-

fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufge-

deckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches

Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstel-

lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten

internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrun-

gen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen

Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksam-

keit dieser Systeme des Eigenbetriebs abzugeben.

- beurteilen wir die Angemessenheit der von der gesetzlichen Vertreterin angewandten

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von der gesetzlichen Vertrete-

rin dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von der gesetzlichen Ver-

treterin angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine we-

sentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht,

die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine we-

sentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die da-

zugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen

oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modi-

fizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum

unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder

Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine Unterneh-

menstätigkeit nicht mehr fortführen kann.
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- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses

einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-

schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-

sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs ver-

mittelt.

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Geset-

zesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Eigenbetriebs.

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von der gesetzlichen Vertreterin dargestellten

zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter

Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten An-

gaben von der gesetzlichen Vertreterin zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen

nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus

diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga-

ben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein

erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zu-

kunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten

Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-

schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung

feststellen.

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen

Erweiterung der Jahresabschlussprüfung gemäß § 13 Abs. 3 KPG M-V:

Aussage zu den wirtschaftlichen Verhältnissen

Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Verhältnissen des Eigenbetriebs i. S. v.

§ 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 be-

fasst. Gemäß § 14 Abs. 2 KPG M-V haben wir in dem Bestätigungsvermerk auf unsere Tä-

tigkeit einzugehen. Auf Basis unserer durchgeführten Tätigkeiten sind wir zu der Auffassung

gelangt, dass uns keine Sachverhalte bekannt geworden sind, die zu wesentlichen Bean-

standungen der wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebs Anlass geben.
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Verantwortung der gesetzlichen Vertreterin

Die gesetzliche Vertreterin ist verantwortlich für die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigen-

betriebs sowie für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die er dafür als notwendig

erachtet hat.

Verantwortung des Abschlussprüfers

Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend dem IDW Prüfungsstandard: Berichterstattung

über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG (IDW PS 720), Fragenkreise 11

bis 16, durchgeführt.

Unsere Verantwortung nach diesen Grundsätzen ist es, anhand der Beantwortung der Fra-

gen der Fragenkreise 11 bis 16 zu würdigen, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse zu we-

sentlichen Beanstandungen Anlass geben. Dabei ist es nicht Aufgabe des Abschlussprüfers,

die sachliche Zweckmäßigkeit der Entscheidungen der gesetzlichen Vertreterin und die Ge-

schäftspolitik zu beurteilen.

Hamburg, 15. April 2019

Ebner Stolz GmbH & Co. KG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  Steuerberatungsgesellschaft

Jens Engel Olaf Sackewitz

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer
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